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Die Landwirtfhaft Sroßpolens im Kampf 
gegen die Kriſe. 


Unter dieſem Titel veröffenklicht der „Dziennik Poznanski” 
einen Artikel, der fih mit der Entwicklung bzw. Umgeſtaltung 
der Pofener Landwirkſchaft in den drei Kriſenjahren 1980—1931 
bis 1932 —1933 befaßt. Der Verfaſſer legte feinen Betrachtungen 
die von der Großpolniſchen Landwirkſchafts kammer vor kurzem 
herausgegebene „Vergleichsſtakiſtik von Einnahmen und Ausga- 
ben der landwirkſchafklichen Großbetriebe in der Wojewodſchaft 
Poſen für das Jahr 1932—1983” zugrunde. Der Verfaſſer be- 
abſichtigt, die Offentlichkeit auf einige weſentliche Momente an 
Hand einer Interpretation der nachfolgenden Zahlen aufmerkſam 
zu machen. 

Brutto-Einnahmen in Zloty von je 1 ha 

landwirtſchaftlich genutzter Fläche. 
1930/31 1934/32 1932/38 
Zufammen 409,2 345,7 284,8 

Getreide 113,8 106,1 108,0 

Hackfrüchte (darunter Zuckerrüben) 133,3 102,9 76,5 

Lebendes Inventar (darunker 

Milchprodukte) 96,3 60,4 52,7 

Anderes 65,8 76,3 47,6 


Netto-Einnahmen in Zloty von je 1 ha 
landwirtſchaftlich genutzter Fläche. 
1930/31 1931/32 1932/33 
Reines Wirtſchaftseinkommen 33,9 58,9 62,5 
Steuereinkommen — 39,5 — 11,8 +36 


Brutto-Aus gaben der Wirtjhaftseinheit 
in Zloty von je 1 ha landwirtſchaftlich 
genutzter Fläche. 


1930/31 1931/32 1032/33 


Zufammen 375,3 286,8 222,3 
Löhne 138,6 105,4 88,4 
Kunſtdünger 42,1 28,8 17,4 
Futter 24,8 60,1 8,3 
Heizmaterial u. a. m. 27,8 20,0 183 
Maſchinenreparakur u, a. m. 26,6 18,7 16,2 
Sachverſicherung 12,4 10, 8,9 
Andere Wirtſchaftsausgaben 107,0 87,3 64,6 
Steuern 17,6 15,9 16,4 
Zinſen 52,0 46,8 36,9 
Neuinveſtierungen 7,9 4,9 3,1 


Wie aus dieſen Zahlen hervorgehe, zeige ſowohl das reine 
Wirkſchaftseinkommen wie auch das ſteuerpflichtige Einkommen 
jeit 1930—1931 eine dauernde Zunahme. Dieſe Zahlen gäben je- 
doch nicht das wahre Bild der Lage wieder und machten daher 
eine genaue Erläuterung unter Zugrundelegung der in den 
letzten Jahren vor fih gegangenen Strukturwandlungen in der 
Landwirtſchaft notwendig. Denn gerade das Jahr 1930—1931, als 
erſtes nach dem allgemeinen Wirtſchaftszuſammenbruch, bilde 


vom Oſtlan d- Inſtitut 


in danzig 


einen Wendepunkt für die Landwirkſchaft. Den raſch aufein- 
anderfoigenden Wandlungen der Wirkſchaftsbedingungen, dem fih 
verlangſamenden Tempo von Wirtſchaftsleben und Produktion 
habe die langſame Umwandlung der Landwirtſchaft nicht gleich 
ſchnell folgen können. Die gewaltſam durchgeführten Sparmaß- 
nahmen, um das erſchütterte Gleichgewicht einigermaßen wieder 
herzuſtellen, hätten zu einer zunehmenden Devaſtierung des An- 


lagekapikals und dem Rückgang der Agrarkultur geführt. Aus 


dieſen Gründen müſſe man das rein rechneriſch pofitive Ergebnis 
als recht problematiſch anſehen. Denn krotz eines andauernden 
Preisſturzes der landwirkſchaftlichen Produkte, deren Ertrag viel- 
fach nicht einmal die Erzeugungskoſten gedeckt habe, habe die 
Landwirtſchaft nach dem plötzlichen Zuſammenbruch im Jahre 
1929—1980 von Jahr zu Jahr in abfoluten Zahlen größere Ge- 
winne abgeworfen. Dagegen feien aber zahlenmäßig die Ver- 
luſte nicht zu erfaffen, die die Landwirkſchaft infolge der not- 
wendigen Einſparungen, auf Koſten einer teilweifen Liquidation 
der Beſitzſubſtanz und Verſchlechterung der Agrarkultur erlitten 
habe. Alle dieje Faktoren müßten aber bei einer genauen Be- 
rechnung mit erfaßt werden, und dann würde die Rentabilitäts- 
frage weſentlich ungünſtiger ausfallen. 

„Betrachten wir jedoch, welche Veränderungen sich im ge- 
samten Wirtschaftsverkehr in dieser Zeit vollzogen haben. Er- 
forschen wir, welchen Kontakt die landwirtschaftlichen Be- 
triebe mit der Außenwelt haben, wie ihre Lebensfähigkeit ist. 
Das Bild, das wir erhalten werden, wird kein erfreuliches sein. 
Die Umsätze werden wesentlich geringer, die Lebensfähigkeit 
nimmt ab, die Verbindung zur Außenwelt wird geschwächt, 
die Groß polnische Landwirtschaft kapselt sich gewissermaßen 
ein. Die Wirtschaftsumsätze fallen seit dem Jahre 1929—1930 
andauernd. Im Verlauf der besprochenen drei Jahre haben sie 
um 35 % abgenommen. 

Bei einer Betrachtung der einzelnen Elemente des Wirt- 
schaftsergebnisses müssen wir feststellen, daß sowohl Brutto- 
Einnahmen wie -Ausgaben die niedrigsten Positionen im Jahre 
1932—1933 aufweisen. Die von Jahr zu Jahr fortschreitende 
Abnahme erweckt berechtigte Befürchtungen für die Zukunft. 
Die Brutto-Einnahmen gingen im Verlauf von drei Jahren um 
30 %, die Ausgaben um über 40 % zurück. Das beweist, wie 
fatal sich die Krise nicht nur auf die Landwirtschaft, sondern 
auf das gesamte Wirtschaftsleben (Rückgang der Ausgaben) 
auswirkt, umso mehr, wenn man berücksichtigt, daß diese 
Abnahme bereits seit dem Jahre 1929—1930 datiert. Wie weit- 
gehende Änderungen in der Konstruktion der Wirtschafts- 
umsätze eingetreten sind, sei durch die Tatsache dargelegt, 
daß im Jahre 1930—1931 die Ausgaben 92 % der Einnahmen 
und im Jahre 1932—1933 trotz des Rückganges dieser letz- 
teren nur noch 78% betrugen. Somit zeigt also der Rück- 
gang der Ausgaben ein schnelleres Tempo als der der Ein- 
nahmen. Es wird klar, daß die Landwirtschaft von ihrer eige- 
nen Substanz zu leben beginnt, indem sie selbst die allernot- 
wendigsten Ausgaben auf ein Minimum beschränkt. Das also 
ist der Weg, den die Landwirte gehen mußten, um den zur 
Deckung der notwendigsten Abgaben benötigten Überschuß 
herauszuwirtschaften. Es ist jedoch zweifelhaft, ob dieser Weg 
zum Ziele führen wird. Im Augenblick läßt sich sogar ein ge- 
wisser Erfolg feststellen, doch ist es fraglich, ob er auch wei- 
terhin zu erhalten sein wird. Das zahlenmäßige Ergebnis ist 
einstweilen positiv, sein effektiver Wert noch zweifelhaft. 
Wenn wir die Gestaltung der Einnahmen der Landwirtschaft 
untersuchen, so können wir den größten Rückgang auf dem 
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Konto des lebenden Inventars feststellen. Im Ver- 
lauf von drei Jahren betrug er 45 %, während die Einnahmen 
aus den Milchprodukten in der gleichen Zeit sogar um 55 % 
zurückgingen. Es ist dies eine kolossale Abnahme, die deut- 
lich beweist, welche Wandlungen die Landwirtschaft im Ver- 
lauf eines so kurzen Zeitabschnittes durchmachen mußte. Eine 
ebenfalls starke Abnahme, nämlich um 43 %, zeigten die Ein- 
nahmen aus den Hackfrüchten. Die Einnahmen allein 
aus den Zuckerrüben gingen um 41 % zurück, doch bilden sie 
noch einen sehr starken Anteil an den Hackfruchteinnahmen. 
Im Jahre 1930—1931 machten sie 79% und im Jahre 1932— 
1933 sogar 82% der Einnahmen aus Hackfrüchten aus. Die 
Einnahmen aus Getreide zeigen in den besprochenen drei 
Jahren keine besonderen Schwankungen. Der Preisrückgang 
wirkte sich nicht in größerem Maße aus, weil eine gewisse 
Verschiebung im System der Landwirtschaft eingetreten war, 
indem die Anpflanzung von Hackfrüchten abgenommen und 
auf deren Kosten eine vermehrte Getreideaussaat vorgenom- 
men wurde. Im Jahre 1930—1931 nahm die Getreidefläche 
53,6 %, die Hackfruchtfläche 31,3 % der gesamten Ackerfläche 
ein, und im Jahre 1932—1933 stieg der sich unter Getreide be- 
findliche Bodenanteil auf 58,4 %, während die mit Hackfrüch- 
ten bepflanzte Fläche auf 27,2 % zurückging. Wieder ein Be- 
weis jener Veränderungen, wie sie in der Landwirtschaft 
Platz greifen. 

Der Abnahme der Einnahmen folgte eine gewaltige Redu- 
zierung der Ausgabenseite als notwendige Folge, von deren 
Größe unter den heutigen Bedingungen in erster Linie die Er- 
haltung des Haushaltsgleichgewichts abhängt, Unter der Be- 
rücksichtigung der gesteigerten Kaufkraft des Geldes ist die 
Einschränkung der Ausgaben fast bis zum Äußersten durch- 
geführt worden, und insbesondere da, wo ihre Höhe vom Wil- 
len des Unternehmers und Landwirts abhängt. Man sieht je- 
doch deutlich, daß die durch den Augenblick bedingte Ein- 
schränkung der Ausgaben vielfach unter 
Außerachtlassung der wirtschaftlichen Er- 
fordernisse durchgeführt wurde. Diese wirtschaftlichen 
Forderungen treten auf den zweiten Plan und machen der Be- 
mühung, die notwendigen Überschüsse zur Deckung der bren- 
nenden Verpflichtungen herauszuwirtschaften, Platz, selbst 
wenn es auf Kosten der Einschränkung der eigenen Kapital- 
substanz des Betriebes geht. Auf diese Art gelingt es sogar, 
einen Teil der Schulden abzustoßen, die, sei es in der Zeit 
guter Konjunktur zu Investitionszwecken oder zu Beginn der 
Krise zur Deckung der Verluste, aufgenommen wurden. Da- 
durch wird aus der Wirtschaft mehr herausgezogen, als sie 
unter den jetzigen Bedingungen zu geben in der Lage ist, wäh- 
rend ihr als Äquivalent sehr wenig zurückerstattet wird. Die 
Investierung ist fast völlig erstorben. Die für einen normalen 
Wirtschaftsbetrieb unbedingt notwendigen Maschinen-, Ge- 
bäude- und Meliorationsreparaturen werden bis zu einem Mini- 
mum eingeschränkt. Der Verbrauch an Kunstdünger zeigt eine 
gewaltige Abnahme. Man verzichtet auf den Kauf von Kraft- 
futter, ja man versichert sogar nicht einmal mehr gegen Feuer 
oder Hagel. Wahrlich kein erfreuliches Bild, das starke Be- 
denken für die Zukunft erweckt.“ 

Die Abnahme der wichkigſten Ausgaben fei aus den folgenden 
Zahlen für die drei beſprochenen Jahre zu erſehen. Die Ver- 
minderung der Ausgaben betrug: für Inſtandhaltung 
von Gebäuden, Maſchinen und Meliorationen 39 %, für Arbeits- 
löhne (ohne Berückſichtigung der Naturalien) 36 %, für Heizung, 
Licht und Triebſtoffe 34%, für Sachverſicherungen 28 %. 

Der einzige erfreuliche Rückgang betreffe die verminderten 
Ausgaben für Verzinſung von Fremdkapitalien. Infolge einer 
teilweiſen Kapitalrückzahlung, als auch einer Ermäßigung des 
Zinsſatzes ſeien die Ausgaben dafür im Vergleich zum Jahre 
1930 —1931 zurückgegangen. 

Andererſeits feien aber auch unter den Ausgaben-Konken 
ſolche, die ſich auf dem gleichen Stande erhalten oder im Jahre 
1982—1933 fogar leicht angeſtiegen feien. Dazu gehörten vor allem 
die Steuern, die vom Einkommen abgezogen würden. Dieſe Pofi- 
tion gebe jedoch nicht das richtige Bild wieder, da nur die fat- 
ſächlich bezahlten Steuern erfaßt würden. 

„Jedenfalls spricht dies für die Zahlungsfähigkeit der Land- 


wirtschaft in steuerlicher Hinsicht, da in den besprochenen 
drei Jahren eine dauernde Verbesserung zu verzeichnen war. 
In den Jahren 1930—1931 bis 1932—1933 betrug der Anteil 
der gezahlten Steuern an den Brutto-Einnahmen nacheinander 
4,3%, 46% und 5,7 

Die Wirtschaftskrise änderte somit die Existenzbedingun- 
gen der ländlichen Wirtschaften, die Wirtschaftsorganisation 
und -Technik, indem sie die Lebenskraft der Wirtschaftsbe- 
triebe infolge der gewaltsamen Senkung der Wirtschaftsum- 
sätze schwächte. Die Anderungen, denen die Großpolnische 
Landwirtschaft, die in jeder Hinsicht den anderen Teilgebieten 
Polens voraus ist, unterliegt, muß starke Befürchtungen für 
die Zukunft wecken, umso mehr, wenn man bedenkt, daß das 
von mir gezeichnete Bild vor allem die besseren Betriebe 
betrifft. 

Die land wirtschaftlichen Betriebe in Großpolen benötigen 
— und zwar sofort, noch in diesem Jahre — eine große Menge 
Kunstdünger, denn die Böden sind in den letzten Jahren in- 
folge einer fast bis zur Übertreibung gesteigerten Sparsam- 
keit unfruchtbar geworden und gebrauchen daher neue Ma- 
schinen und Ackergeräte. Dagegen konnte der Landwirt, da 
er dauernd das über seinem Nacken hängende Damokles- 
schwert in Gestalt der Zwangsvollstreckungsbefehle sah, sich 
nicht den „Luxus“ des Ankaufes einer neuen Maschine erlau- 
ben. Im Endergebnis hat die Landwirtschaft seit vier Jahren 
keine neuen Maschinen mehr beschafft und begnügt sich mit 
einer fortlaufenden Reparatur der alten, da ihr das Geld zur 
Anschaffung neuer Bestände fehlt und es heute einen Ma- 
schinenhandel auf Kredit nicht mehr gibt. Die landwirtschaft- 
liche Maschinenindustrie verlangt nämlich, nachdem sie den 
Preis um 50 bis 60% im Verhältnis zum Jahre 1928—1929 
gesenkt hat, Bargeld. Trotz dieser gesenkten Preise schiebt 
die Landwirtschaft die Neuinvestition von Jahr zu Jahr hin- 
aus in Erwartung einer besseren Zukunft. 

Länger darf jedoch nicht gewartet werden, denn die Land- 
wirtschaft steht nur noch einen Schritt vor der endgültigen 
Devastation der Betriebe. Die agrar-wirtschaftliche Gesetz- 
gebung ist mit neuen Rechtsnormen, gewissermaßen im letz- 
ten Augenblick, vervollständigt worden.“ 

[Dziennik Poznański“ vom 22. 11. 1934; „Czas“ vom 

21. 11. 1934.] 


dur Entſchuldungsgeſetzgebung für die Landwirtfhaft. 


Im Zuſammenhang mit der Beſprechung der Entſchuldungs- 
aktion in der vorigen Nummer unſerer Berichte brachten wir be- 
reits einige kritiſche Außerungen zu der erlaſſenen Geſetzgebung. 
Die Zahl der recht ſcharfen Kritiken hat inzwiſchen noch zuge- 
nommen, dagegen finden ſich in der polniſchen Preſſe nur wenige 
Stimmen, die die Vorkeile der neuen Agrargeſetze aufzuzeigen 
wüßken. Vielmehr wird davon geſprochen, daß in zunehmendem 
Maße Prokeſtſchreiben aus landwirtſchaftlichen und anderen Fach- 
kreiſen bei den zuſtändigen Winiſterien einlaufen, die ſich ſogar 
bis zur Forderung der Zurückziehung der bisher verkündeten Ge- 
ſetze verſteigen. Wenn mit einem ſolchen Schritt wohl auch nicht 
zu rechnen iſt, ſo wird jedoch allgemein angenommen, daß die 
Ausführungsbeſtimmungen zu den einzelnen Geſetzen einjchnei- 
dende Anderungen dieſer Geſetze enthalten würden, die diefe 3. T. 
bis zur Unkenntlichkeit abändern würden. 

Von Regierungsſeite iſt bisher in dieſer Hinſicht noch nichts 
weiter verlaufbart worden. Lediglich die „Gazeta Polska“ als das 
halbamtliche Organ hat es verſucht, den ſchärfſten Angriffen gegen 
die Enkſchuldungsaktion entgegenzukreten. Beſondere Beachtung 
verdient dabei die Polemik zwiſchen der „Gazeta Polska“ und 
einem Herrn Cat, der vor einigen Tagen in dem in Wilna er- 
ſcheinenden „Slowo“, das ebenfalls ein Blatt der Regierungs- 
partei iff, ſcharfe Angriffe gegen die Entſchuldungsaktion gerichtet 
þat. Die „Gazeta Polska“ hat ihm darauf in einem ähnlichen, 
teilweife ſtark ironifierenden Tone geantwortet, In einer der letz— 
ten Nummern des „Slowo“ unternimmt nun Herr Cat feine 
Rechtfertigung. Wenn nachfolgend längere Abſchnikte daraus wie- 
dergegeben werden, jo deshalb, weil darin in gedrängfer Form 
ein großer Teil derjenigen Vorwürfe behandelt wird, die ſonſt 
nur vereinzelt in den verſchiedenen Zeitungen auftauchen. 


Die Entgegnung der „Gazeta Polska“ hatte vor allem drei 
Argumenke zum Inhalt: 

1. Das Enkſchuldungsgeſetz beabſichtige nicht eine Herab- 
drückung des Bodenpreiſes — wie Cat es annahm — ſondern 
eine Erhöhung desſelben und habe auch nichts mit einer Ekaki- 
fierung zu fun, 

2. Herr Cat habe fih zum Wortführer der klagenden Land- 
wirtſchaft gemacht, die entkäuſcht fei, daß man ihr nicht alle 
Schulden anulliert habe. 

3. Herr Cat erhebe unzuläſſige Loſungen der ſozialen Soli- 
darität. 

Zu dem erſten Punkt heißt es in der „Gazeta Polska“: 

„Es sprechen gewisse Gründe dafür, daß im Entschuldungs- 
gesetz dem Staat im Falle der Liquidation das Vorkaufsrecht 
eingeräumt wurde, und daß gewisse die Zwangsversteigerung 
einschränkende Bestimmungen erlassen wurden.“ 

Und im gleichen Zuſammenhang heißt es an anderer Stelle: 

„Die Vorschriften verfolgen ja gerade den Zweck, ein über- 
mäßiges Absinken des Bodenpreises zu verhindern, Anschei- 
nend versteht dies Herr Cat nicht.“ 

Dazu nahm der Angegriffene wie folgt Stellung: 

„In der Tat verstehe ich das nicht! Wenn es nicht um eine 
Senkung der Bodenpreise ging, sondern man vielmehr beab- 
sichtigte, diese noch zu erhöhen, warum bricht das Gesetz 
dann die allgemein verpflichtenden Vorschriften der Zivil- 
prozeß-Ordnung, indem es die in diesen festgesetzten Zwangs- 
versteigerungsnormen von 75 % (Artikel 689 Z.P.O, — siehe 
Anmerkung 1) auf 50 % und von 66 % (Artikel 709 Z.P.O. — 
siehe Anmerkung 2) auf 30 % herabsetzt? 

Wenn die Tendenz zur Erhöhung der Preise, zum min- 
desten aber nicht die Absicht einer Senkung vorliegt, wie 
uns die „Gazeta Polska“ versichert, wozu wird dann das Zivil- 
verfahren ausgesetzt und statt dessen eine Intervention der 
Staatsfonds in Aussicht genommen? Wenn es die Absicht der 
Regierung ist, eine Preissenkung zu verhindern, warum mußte 
man dann mit einer für das Staatsleben so wichtigen Regel, 
daß alle Bürger Anspruch auf die gleichen Schutzrechte haben, 
brechen, warum mußte man zwei Artikel der eben erst in 
Kraft getretenen Z.P.O wieder für ungültig erklären, warum 
mußte man ein aufreizendes, unangenehmes und demütigendes 
„privilegium odiosum“ für die Landwirtschaft einführen? Es 
zeigt sich also, daß die Senkung des Bodenpreises unter 
das gesetzmäßige Minimum notwendig ist zur . . . Er- 
höhung des Bodenpreises! . . . In der Tat, das verstehen 
wir nicht.“ 

Auf die Worte der „Gazeta Polska“, daß es völlig unberech- 
tigt fei, der Regierung die Abſicht unterzuſchieben, daß fie die 
„Etatifierung der Landwirtſchaft“ anſtrebe, antwortet Cat mit 
einer Aufzählung aller derjenigen Bedenken, die dem Leſer des 
Enkſchuldungsgeſetzes kommen könnken. 

„Das Entschuldungsgesetz anerkennt 1. als für die Liqui- 
dation reif diejenigen Güter, die mit 30 % verschuldet sind, 
während noch vor wenigen Monaten die Akzeptationsbank 
Hilfe erst von einer 35prozentigen Verschuldung an erteilte; 
2. infolge der Bodenpreisunterschiede können unter den Liqui- 
dierten auch Besitzer sein, deren Schulden sich auf ungefähr 
10 % des Bodenwertes von 1928 belaufen; 3. sogleich nach 
Einleitung des Schiedsverfahrens kann das Grundstück unter 
Zwangsverwaltung gestellt werden; 4. das Gesetz sieht den 
Kauf der Grundstücke durch den Staat vor; 5. das Gesetz 
macht den Kauf durch Privatpersonen von einer Genehmigung 
des Wojewoden abhängig; 6. das Gesetz senkt den Aus- 
rufungspreis unter die in der Z.P.O. vorgesehene Höhe; 7, das 


Anmerkung 1: Art, 689 3.P.D.: „Der Mindeſtbetrag, für 
welchen das Grundſtück bei der erſten Verſteigerung erworben 
werden kann, beträgt % des Schätzungsbetrages (Ausrufungs- 
preis).“ 

Anmerkung 2: Art. 709 3.P. O.: „Wenn bei der Verſteige- 
rung niemand ein Gebot abgegeben hat, jo beraumk der Gerichts 
vollzieher auf Ankrag des Gläubigers eine zweite Verſteigerung 
an, bei welcher % des Schätzungsbetrages den Ausrufungspreis 
bilden. Dieſer Preis ift der mindeſte, für welchen das Grundſtück 
erworben werden darf.“ 
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Gesetz schafit eine Lage, in der die Regierung schon morgen 
fast alle Großgrundbesitzungen in den Grenzgebieten liqui- 
dieren kann; 8. das Gesetz sieht vor, mit welchen Wert- 
papieren der Staat das gekaufte Grundstück wird bezahlen 
können, welchen Kurs diese Papiere bei der Bezahlung der 
Forderungen haben werden u. a. m.; 9. das Gesetz sieht es 
— was die maßgebenden Vertreter der Regierung doch nicht 
verheimlichen sollten — vor allem auf die Waldbesitzungen 
ab, in der Überzeugung, daß sie die Fläche der staatlichen 
Wälder vergrößern müßten; 10. das Gesetz bedroht gerade 
den Privatbesitz industrialisierter Betriebe mit Sägewerken, 
Brennereien, Fischereien, weil diese Güter am stärksten ver- 
schuldet und für die Parzellierung ungeeignet sind; 11. das 
Gesetz vergrößert mit jedem Artikel, mit jeder Bestimmung 
die Zahl der Beamten in diesem Staate und... nach alledem 
sagt man uns: „die Verdächtigung einer beabsichtigten Etati- 
sierung der Landwirtschaft ist unbegründet.“ 

Aber wir freuen uns sogar sehr, daß unsere Befürchtungen 
grundlos sind — nur darf man es uns nicht übelnehmen, darf 
man sich nicht wundern, daß wir diesen Verdacht hegten.“ 

Zu dem zweiten Vorwurf der „Gazeta Polska“, daß der Yer- 
faſſer die Entkäuſchung der Landwirkſchaft wegen der nicht er- 
folgten Annullierung der Schulden zum Ausdruck bringe, meint 
dieſer, daß er geglaubt hätte, dem Regierungsblatt fei die eigent- 
liche Stimmung unter den Grundbeſitzern beſſer bekannt. 

„Keine Vertretung des Großgrundbesitzes, kein Verband 
der Gutsbesitzer forderte eine Annullierung der Schulden, und 
für eine Herabsetzung derselben traten auch nur ganz ver- 
einzelte Stimmen auf. Man wagte nicht einmal, um eine An- 
gleichung der Vergünstigungen des Großgrundbesitzes an die 
für den landwirtschaftlichen Kleinbesitz vorgesehenen Ver- 
günstigungen zu bitten, Wir protestieren, nicht weil man die 
Schulden nicht annulliert hat, sondern wegen der im Ent- 
schuldungsgesetz enthaltenen Liquidationsbestimmungen und 
vor allem wegen des Ausschlusses eines bestimmten Teiles 
der Staatsbürger von den Bestimmungen der polnischen 
ZPO 

Zu dem dritten erhobenen Vorwurf des mangelnden Per- 
ſtändniſſes für die ſoziale Solidarität, die die Unterordnung jeg- 
licher Sonderinkereſſen Einzelner oder einzelner Gruppen den 
Intereſſen der Geſamtheit verlange, meint der Verfaſſer, daß er 
dieſe Anſicht als vollkommen richtig anerkenne, aber gerade weil 
das Wohl des Staates doch dem der Allgemeinheit gleichzuſetzen 
fei, frage er, welches das Intereſſe des Staates an der Liqui- 
dierung des Grundbeſitzes fein könne, außer den in der Folge 
geringer werdenden Steuereinkünften und dem Anwachſen der 
Zuſchußwirkſchaft. Denn er könne eine Zunahme der Beamten- 
zahl noch nicht dem Staatsinterefje gleichſetzen. 

Daß ſolche Befürchtungen, wie ſie hier wiedergegeben wurden, 
nicht vereinzelt daſtehen, dafür iff der Bericht, den der „Iluſtro⸗ 
wany Kuryer Codzienny”, alfo auch ein regierungsfreundliches 
Blatt, über eine Konferenz der Warſchauer Induſtrie- und Han- 
delskammer brachte, ein Beweis. Es fei vor allem über die vor- 
ausſichtlichen Folgen der Entſchuldungsaktion für Induſtrie und 
Handel geſprochen worden. Man habe darauf hingewieſen, daß 
die Enkſchuldungsgeſetze nur eine Form der Flüſſigmachung der 
landwirtſchaftlichen Schulden vorgeſehen habe, und zwar über die 
AUkzeptationsbank. Die Handels- und Induſtrieunkernehmungen 
könnten von dieſer Hilfe jedoch nur in Ausnahmefällen Gebrauch 
machen und dann auch nur nach jedesmaliger Genehmigung des 
Finanzminiſters. Die katſächlichen Möglichkeiten feien daher ſehr 
gering im Hinblick auf den engen Kreditrahmen der Akzeptations- 
bank als auch mit Nückſicht darauf, daß von dieſer Möglichkeit 
vor allem die Kreditinſtitute mit ihren viel höheren Forderungen 
Gebrauch machen würden. 

Im Verlauf der Diskuffion fei ſchließlich noch betont worden, 
daß nach dem Wortlaut der Enkſchuldungsgeſetze Handel und In- 
duſtrie in eine äußerſt ſchwierige Lage gedrängt werden würden, 
indem fie ihnen die Flüſſigmachung der konverfierfen Forderun- 
gen erſchwere. Man einigte fih darauf, daß unter dieſen Um- 
ſtänden der einzig gangbare Weg der fei, daß den Handelsunter- 
nehmungen Gelegenheit gegeben werde, in weiterem Umfange als 
bisher den Kredit der Akzepkationsbank auszunutzen. Gleichzeitig 
müſſe auch von Seiten der Handels- und Induſtrieunkernehmungen 
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alles verjucht werden, damit ihre Inkereſſen bei den Enkſcheidun⸗ 
gen der Schiedsämter mehr berückſichtigt würden. 

Beſonders ſei auch noch auf die Unmöglichkeit hingewieſen 
worden, daß die ſtaatlichen Induſtrieunkernehmungen der Privat- 
induſtrie gegenüber ſtark bevorzugt würden, ſowie das allzu weit- 
gehende Eingriffsrecht der Wojewoden in das Zwangsverfahren 
bemängelt worden. 

Weitaus am ſchärfſten iſt der Ton der oppoſitionellen Pref ife, 
in der beſonders ein Artikel: „Alle verlieren ...“ des national- 
demokratiſchen Workführers Stanislaw Stronski im „Kurjer 
Warszawski” auffällt. 

„Die Härte der Gesetzgebung über die Agrarreform in den 
Jahren 1919—1920 und 1925 haben wir ertragen, aber die 
Wiohltaten der Verordnung des Jahres 1934 über die Neuord- 
nung der landwirtschaftlichen Schulden werden wir nicht 
überstehen! Diese Verordnung vom 24. Oktober 1934 ent- 
wickelt sich wie ein Roman, von einem heiteren Anfang zu 
einem traurigen Ende, von scheinbar wohlwollenden Erleich- 
terungen bei der Abzahlung von Schulden zum harten: „Hin- 
weg von Haus und Hof“!“ 

Die Gründe, die er für dieje feine Ironie anbringt, find im 
weſenklichen dieſelben, die wir bereits von anderen Autoren zitiert 
haben, nur lieft Stronski überall mehr Tendenz heraus. 

Wenn dem Finanzminiſter das Recht eingeräumt werde, die 
Liquidationsgrenze nach eigenem Gutdünken von 30 oder 40 % 
auf 50 % zu erhöhen, wenn weiterhin die Zuerkennung einer 
Konverſion oder die Ablehnung derſelben, trotzdem die Schätzung 
fie zulaſſe, von der freien Entſcheidung der Inſtitute des lang- 
friſtigen Kredites abhänge und dieje Inſtitute bekanntlich wieder- 
um unter dem Einfluß der Behörden ſtehen, ſo beſage das, daß 
der behördlichen Willkür hier weiter Spielraum gelaſſen worden 
fei, indem man in dem einen Falle 50 % zuerkenne und in dem 
anderen — nur 30 %, indem es für die einen — etwas gebe, 
und für die anderen — Überhaupt nichts, 

Recht unglücklich ſei auch die Zerlegung der Schulden in 28 
Halbjahresraten. Denn der Schuldner habe ſomit jährlich 7% 
der Schuld und 3% Verzinſung aufzubringen. Unter den heutigen 
Wirkſchaftsbedingungen aber 10 % in einem Jahr aus dem Be- 
trieb herauszuwirkſchaften, ſei äußerſt ſchwierig, wenn nicht gar 
unmöglich. Die Folge jedoch, daß bei zweimaliger Nichtbezahlung 
der Raten die ganze Schuld fällig würde, werde ſowohl beim 
Großgrundbeſitz wie bei den bäuerlichen Betrieben nicht nur ver- 
einzelt, ſondern recht häufig der Fall fein, da heute überhaupt 
kein Geld weder für Schuldenkilgung noch für die Verzinſung 
vorhanden ſei. Alſo würde auch dieſe Vergünſtigung ohne Erfolg 
bleiben. Dafür werde aber etwas anderes die Folge fein: Wäh- 
rend noch vor einem Jahre das Geſetz über die Begleichung rück- 
ſtändiger Steuern durch Landabverkauf dem Grundftücseigen- 
tümer nur einen der Schuldenhöhe entſprechenden Teil des Lan- 
des nahm, werde der Beſitzer jetzt für einjährige Rückſtände ſein 
ganzes Eigentum verlieren. „Schnell schreiten wir vorwärts, 
oder geht es vielleicht mit uns bergab? 

In dieser Verordnung“ — ſchließt Stronski — „ist das 
Todesurteil für die größeren Güter zu lesen, mit 
der Zulassung großer Willkür gegen die verschiedenen Be- 
sitzer, die zwar durch die Ausführungsverordnungen jederzeit 
außer Kraft gesetzt werden können, was allerdings nur ein 
geringer Trost ist. Gleichzeitig stoßen die Verordnungen viele 
und in der Regel die schwächsten Gläubiger unbarmherzig 
zurück. Und letzten Endes scheint das Gesetz dem Staate zur 
Übernahme von Boden, und dazu für einen Spottpreis und auf 
eine ungewisse Zukunft hin, den Weg ebnen zu sollen, 

Es verlieren alle dabei, vielleicht mit Ausnahme der zu- 
künftigen Erwerber. Es verliert dabei auch der Staat, direkt 
als der immer unglückliche Vermittler beim Bodenkauf, und 
indirekt, durch Vernichtung der großen landwirtschaftlichen 
Betriebe. 

Es befinden sich darin Elemente einer sozial-wirtschaft- 
lichen Umwälzung in der Landwirtschaft.“ 

[.Stowo“ vom 25. 11. 1934; „Ilustrowany Kuryer Co- 
dzienny, vom 22. 11. 1934; „Czas“ vom 21. 11. 1934; 
„Kurjer Warszawski“ vom 24. 11. 1934.] 


dur Frage des Zuckerexportes. 

Vor einiger Zeit wurden die Zahlungen für die polniſche Zucker- 
produktion und im Zuſammenhange damit für die Ausfuhr bzw. 
den Inlandsverbrauch veröffenklichk. Daran ſchloß fidh beſonders 
in der oppoſitionellen Preſſe eine ſtarke Polemik und recht ſcharfe 
Angriffe gegen die bisherige polniſche Zuckerpolitik an. 

Auffallend ſei der Rückgang der im Inlande verbrauchten 
Wenge im Verlauf der letzten vier Jahre, vor allem aber die 
rieſenhafte Schrumpfung der Ausfuhr trog des minimalen Aus- 
fuhrpreiſes. Während nämlich im Jahre 1930—1931 in Polen 
3 724 000 Zentner Zucker konfumiert worden feien, habe man im 
Jahre 1988 —1934 nur noch rund 3207 000 Zentner abſetzen kön- 
nen. Dieſer Abnahme von über eine halbe Million Zentner ſtehe 
aber eine Bevölkerungszunahme von faſt 2 Willionen gegenüber. 

Unverſtändlich erſcheine es daher in dieſem Zuſammenhange, 
daß nach der Rede des Finanzminiſters im nächſten Jahre auch 
der Zucker zur Deckung des Haushaltsdefizites herangezogen wer- 
den ſolle. Es ſei nämlich außer einer allgemeinen Erhöhung der 
Zuckerſteuer um 5 Zloty je 100 kg auch noch eine Sonderbe- 
ſteuerung von Würfel- und Hulzucker, als „Luxuszucker“, um wei- 
tere 3,50 Zloly je 100 kg geplant. Während der Staat auf dieſe 
Weiſe eine Mehreinnahme von ungefähr 25 Millionen Zloty zu 
erzielen hoffe, glaubt die Oppofitionspreffe geradezu ein gegen- 
feiliges Ergebnis vorherſagen zu können. 

„Ebenso schwierig oder gar noch ungünstiger stellt sich 
die Frage des Zuckerexportes ins Ausland dar. Im Jahre 
1930—1931 haben wir 3014000 Zentner ausgeführt, dagegen 
im Jahre 1933—1934 kaum 939 000 Zentner. Hier haben wir 
einen noch größeren Rückgang. Aber darüber weint unsere 
Bevölkerung weniger, weil sie nun zu dieser Ausfuhr weniger 
zuzuzahlen braucht. 

Wieviel sie jedoch zulegt, geht aus den folgenden Ziffern 
hervor: 


Im Laufe des September d. Js. wurden aus Polen nach 
England 49 260 Zentner ausgeführt, wofür man als Gegen- 
wert 12 536 £ oder rund 332 200 Zloty erhielt, bei einem an- 
genommenen Pfundkurs von 26,50 Zloty. Für die gleiche 
Zuckermenge müßten wir, wenn sie auf dem Inlandsmarkte 
verkauft würde, 6400000 Zloty bezahlen. Denn während bei 
uns der Zuckerpreis im Kleinverkauf schon nach der letzten 
Preissenkung 1,30 Zloty je kg beträgt, zahlen die Engländer 
für 1 kg Zucker, das aus Polen eingeführt wird. . 6% 
Groschen! 

Insgesamt wurden von Beginn dieses Jahres bis zum 1. Ok- 
tober an polnischem Zucker nach England 417 000 Zentner 
ausgeführt, für die wir 104 000 £ oder 2 662 400 Zloty erhiel- 
ten, während die gleiche Menge, wenn sie an den polnischen 
Verbraucher verkauft worden wäre, 54 210 000 Zloty ge- 
kostet hätte.“ 

Dieſe Geſchenke würden aber fortlaufend den engliſchen Im- 
porkeuren gemacht, obgleich der Inlandsverbrauch an Zucker in 
Polen ſelbſt dauernd im Abnehmen begriffen ſei. Unter dieſen 
Umſtänden aber müſſe man fragen, ob es nicht günſtiger wäre, 
den Preis im Inlande ſo herabzuſetzen, daß der Zucker, wie vor 
dem Kriege, ein Artikel des käglichen Gebrauchs würde, während 
er jetzt einen Luxus darſtelle. 

Das Argument, daß der hohe Zucerpreis erhalten bleiben 
müffe, um die Rentabilität dieſes wichtigen Zweiges der fo ſchwer 
mit der Krije kämpfenden Landwirtſchafk zu ſichern, fei nicht ftich- 
haltig, denn dann ſollte man vor allem daran gehen, die überaus 
koſtſpielige Verwaltung in der Zuchkerinduſtrie zu verbilligen. 
„Wir könnten geradezu unglaubwürdige Beispiele für die Höhe 
der Direktoren- und Verwaltungsgehälter in der Zuckerindu- 
strie anführen, für die Hunderttausende Zloty vergeudet wer- 
den.“ Eine Senkung der Zuckerpreiſe werde erſt möglich fein, 
wenn man auch die Produktions- und Handelskoſten ſowie die 
verſchiedenen Akzifegebühren fenken werde. 


„Glos Narodu“ vom 9. 11. 1934; „Slowo Pomorskie“ vom 
18. 11. 1934.] 
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